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für die Friedhöfe der

Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheden-Dankelshausen

in

37127 Scheden

Friedhöfe Oberscheden und Niederscheden

Gem. § 4 der Rechtsverordnung über die VeMaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom
13- November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Sche-
den-Dankelshausen am 3. Novomber 2020 für die Friedhöfo Oberscheden und Niedersched€n folgende
Friedhofsordnung beschlossen:

Die Friedhöfe sind die Stätten, an de. die Verstorbenen zur lelzten Ruhe gebettet werden. Sie sind mit ihren Grä-
bem ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Zugleich sind sie ein Ort, an dem die Kirche die
Botschafl verkündet, dass Christus dem Tode die L,lacht genommen hal und denen, die an ihn glauben, das ew!
ge Leben geben wird.
Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit eftallen Aöeit und Gestaltung auf den Friedhöfen Richtung und
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l. Allgemeine Vorschriften

§1
Geltungsbereich und Friedhorszweck

Diese Fdedhofsordnung gilt für die Friedhöfe der Ev.-luth. Klrchengemelnde Schodon-Dankelshauson in
ihrerj€weiligen Göße.

Der Friedhof Oberscheden umfasst zurzeit die Flurstücke 13, 16 und 38, Flur 7, Goma*ung Scheden in
Größe von insgesamt 0,47.88 ha.

Eigentümerin der Flurstücke 13 und 38 ist die Ev.luth. Kirchengemeinde Scheden-Dankelshausen. Das
Flurstück 16 gehört der polilischsn Gemeind€ Scheden.

Der Friedhof Niederscheden umfasst zuzeit das Flurstück 248/1, Flur 14, Gemarkung Scheden in Göße
von insgesaml 0,23.55 ha.

Eigentümerin des Flurstückes istdie Ev.-luth. Kirchengem€ind6 Sch€d€n-Dank€lshaus€n.

Der Friedhot Ober6ch€den dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in der
Ev.-luth. Kirchongem6inde Scheden-Dankelshausen, Gemeinale Scheden, Ortstell Oberscheden hat-
ten, sowie derjenigen, die beiihrem Tode ein Recht aufBestaftung in einerbestimmien Grabstätte besaßen.

Der Frledhof Nieclerscheden dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in
der Ev..luih. Kirchenggm€inde Schoden.Dänkolshäusen, G€moinde Scheden, Oatsteil Niederscheden
hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstätte besa-
ßen.

Die Friedhöfe dieoen auch der Beslattung von Fehlgoborenen und Ungeborenen im Sinn€ des Niedersächsi-
schen Bestattungsgesetzes.

Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorhe gen Zustimmung des Kirchenvor§andes.

FriedhoJvlrwartung

Die Friedhöfe sind unselbstaindige Anstalten des öffentlichen Rechts. Sie werden vom Kirchenvorstand ver-
waltet (Fri€dhofsv€rwaltuog).

Die VeMaltung der Fri€dhöfe richtet sich nach dieser Fredhofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen und
staallichen Vorschdften.

I\,lit der Wähmehmung der Fdedhofsverwaltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personon, einen Aus-
schuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beaufl ragen,

Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verleihung, Vedängerung
oder Ubertragung des Nutzungsrechts an einer Grabslätle, einer Anzeige zur Enichtung eines Grabmals
oder anderer Anlagen, dem Täligwerden von Dienstleistungseöringem sowie mit der Erhebung von Gebüh-
ren und Entgelten dürfen für den ieweiligen Zweck erhoben, veraöeitel und genulzt werden.

§3
Schli6ßung und Entwidmung

Die Friedhöfe, einzelne Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen Grund be-
schränkt geschlossen, geschlossen und ent\,vidmet werden.

Nach der beschränktdn Schließung dürfen keine neuen Nutzungsr€chte mehr verliehen werden. Eine Ver-
längerung von bestehenden Nulzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit erfolgen. Be-
stattungen dürfen nur noch in G€bsiätten stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschänkt€n Schli€ßung
noch Nutzungsrechte bestehen, sofem die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofem zu dem genannten
Zeitpunkt die Ruhezeit€n abg€laufen waren. Grabstellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt d6r be-
schränkten Schließung abläuft, dürfen nichl neu belegl werden. Eingeschänkt weden kann äuch der Kreis
der Bestattungsberechligten; Ausnahmen von dieser Einschftinkung kann die Friedhofsverwaltung im Ein-
zelfall zur Vemeidung unbilliger Häften beibestehenden Nutzungsr€chlen zulassen.

Nach derSchließung dürfen Bestattungen nichtmehrvorgenommen werden.

Durch die Entwidmung wird die Eigenschafr als Ruhestätle der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwidmung
wird ersl ausgesprochen, wenn keine Nulzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten abgelaufen sind
und eine angemessene Pietätstist vergangen ist.
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ll. Ordnungsvorschriften

öffn, n§gl,"it"n

1. Die Friedhöfe sind während deran den Eingängen bekanntgegebenen Zeiten fiir den Besuch geöffnet.

2. Aus besonderem Anlass können die Fdedhöfe ganz oder leilweise fijr den Besuch vorübergehend geschios_

§5
Verhalten auf den Friedhöfen

1. Jede Person hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Orles enisprechend zu verhalten und Außerungen,
die sich in verlelzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, zu un_

terlassen. Die Anordnungen des Friedholspersonals sind zu befolgen. Die FriedhofsveMaltung kann Perso_

nen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten der Friedhöfe unteßagen.

2. Aufden Friedhöfen ist es insbesondere nicht gestattet,

a) die Wege mit Fahzeugen oder Rollschuhen,lnlinem, Skateboards allerAft - ausgenommen Kinderwa_
gen, Rollstühle, Rollatoren, Handwagen sowie Faheeuge der Friedhofsverwaltung und derfür die Fried_
höfe zugelassenen Dienstleistungserbringer - zu befahren,

b) Waren allerArtzu verkaufen sowie Dienslleistungen anzubieten,

c) an Sonn- und Feiertagen und während einer Bestattungs- oder einer Tmuerfeier störende Arbeiten aus_

zuiühren,

d) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außerzu privaten Zwecken, zu erstellen und zu verwe(en,

e) Druckschnften und ander€ Medien (2. B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im
Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich sind,

f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmt€n Stellen abzulagern oder mitgebracht€n Unmtzu
entsorgen,

g) fremde Grabslätlen und die Friedhofsanlagen außerhalb derwege zu betreten, zu beschädigen oder zu
verunreinigen,

h) Hunde unangeleinl milz'rführen.

3. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die lnteres§en anderer nicht beeinträchtigt wer_

4. Besondere Veranslaltungen auf den Friedhöfen bedürfen der vorhe gen Zusiimmung der FriedhofsveMal-
tung.

§6
Gowerbliche Arbeiten

1. Die Gewerbebetreibenden haben die fürdie Friedhöfe geltenden Bestimmungen zu beachten.

2. Eine geweöliche Tätigkeit kann von der FriedhofsveMaltung unteßagt werden, wenn der oder die Gewer-
bebetreibende nach vorheriger Abmahnung gegen für die Friedhöfe gellenden Bestimmungen verstoßen hat.
Bei besonders schweren verslößen ist oine Abmahnung entbehdich.

3. Die für die Arbeiten erfordedichen Werkzeuge und fi.4aterialien dürfen aufden Friedhöfen nur vorübergehend
und nur an Slellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Be_

endigung der Tagesaöeit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen, bei lJnterbre-
chung der Tagesarbeit so hezudchten, dass eine Behanderung Anderer ausgeschlossen ist. Gewerbetrei
bende dürfen auf den Friedhöfen keinen Abraum lagern. Gewerbliche Gedte dürfen nicht an oder in den
Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt weden.

4. Geweöelßibende haften gegenüber der FriedhofsveMallung für alle Schäden, die sie im Zu§ammenhang
mil ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfon schuldhall verursachen.
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lll. Allgemeine Bestattungsvorschriften

lnmelaung einTer eeskttung

Eine Beslattung jst unter Vorlage der geselzlich vorgeschriebenen Untedagen
veMaltung anzumelden. Dabei ist miEuteiten, wer die Bestattung teiten u-nd
(einschließlich Trauerfeier) gestattend mitwirken wird

rechlzeitig bei der Friedhofs-
wer sonst bei der Bestattung

Die FriedhofsveMartung kann die Person, di€ die Bestattung reiren oder bei der Bestattuno qestartend mitwh-
ken soll, ausschließen, wenn sie ve etzende Außorungen g;gen den ch.is ichen ctauben";derdie evangeti,
sche Kirche getan hat und eino Wiederholung zu eMarten ist.

Vor.einer Bestatlung in oiner Wahtgrabstätte, an der ein Nulzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungsrecht

Der Kirchenvorstand, vertret€n durch das Pfarraml, setzt tm Einv€mehmen mit d€r antraostellenden person
On und Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der Angehörigen solen dab€i nach l,töqtic;keit berücksichtigt

seschatrenheit vollargen und Urnoh

Erdbestattungen sind nur in geschtossenen, feuchtigkeitshemmenden Särg6n zutässig.

Von der Sargpflicht nach Satz I kann die untere cesundheitsbehörde Ausnahmen zutassen, wenn in der zu
besiattenden Person ein wichtigerGrund vorliegt und ein öffenflicher Betang nicht entgegensieht.

Für Erdbeslattungen darf kein Sarg verwendet w€rden, dergeeignet ist, nachhattig die physikalische, chemi-
sche oderbiologische Beschaffenheat des Bodens oderd€s Grundwassers zu verä;de; oder derdie Verwe-
sung derLeiche nichl innerhatb der festgeselzten Ruhefrist ermögticht.

Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im I\,tiüetmaß 0,65 m breit sein. Für größere Särge ist
die Zustmmung der Fnedhofsve&alrung beiderAnmetdung dor Bestanunq einzuhoren.

Für Sarcauskleidungen, Leichenhütten und Leichenbekleidungen getten die Anforderungen des Absatz€s 2

Für die Bestatrung in zugängrichen, ausgemauerten Grüften sind nur Metalsärge oder Horzsärge mit rvetar-
leinsaE zugelassen, die lufrdacht verschtossen sind.

Es dürfen keine rJmen, Überurnen oder schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen oder sonsli-
gen nicht venotlbaren Werkstoffen hergestelt oder dje goeignet sind, nachhattig die physikatische, chemi_
sche oderbiologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu veränOeri. 

-

n,r,!,l"it"n

Die Ruhezeit fürLeichen beträgt 30 Jahre.

DieRuhezeit für Aschen betriigt seit tnkrafrtreten der Fdedhofsordnung vom 21.04.2010 ab dem 07.05.2010
20 Jahre. Davor en/voöene Nutzungsrechte sand davon ausgonomme-n und es gitt die Ruhezeit von 30 Jah-

§ 10
lJmbettungsn und AusgrabunEen

Llmbettungen dürfen zurWahrung dorTotenruhe grundsäEtich nicht vorg6nommen werden.

Leichen und Aschenresle in Umen dürfen vor Ablaul der Ruhezeit nur mit Genehmiqunq der untereo Gs.
sundheitsbehörde gem § 1 5 Nds. BestaflG ausg€graben oder umqebettet werden.

Die Durchführung der L,mbettung oder Ausgrabung ist von dem oder der Nutzunqsberechtiqten schrifrtich
unter Vo ag€ der Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde nach Abs. 2 teirn' XirctrenvärstanO zu Oe-
antragen. Zudem hal sich der oder dre Nutzungsberechtigte gegenüber dem Kirchenvorstand schrifrtich zu
v€rprlichten, älle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung oder Ausgrabung durch Beschädigung und
wiedefinstandsetzung gärrnerischer oder bauiicher Anragen an Nachbargiabs&iien oder Friedho*anr-agen

DerAblaufder Ruhe- und der Nulzungszeit an einer Gmbstiitte wird durch eine Umbettunq oder Ausgrabung
nicht unteörochen oder gehemmt. Eine Rückvergütung fur nicht genubzl€ Ruhe- ode. Nuüunqszeiten an ei_
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2.

ner Grabstätte erfolgt nicht. Bei WiedeöeiseEung aulden Fdedhöfen sind die GebÜhren gem. gültiger Fded'
hofsgebührenordnung zu zahlen.

5. Grabmale, ihr Zubehör und Pianzen konn€n umgeselzt werden, wenn Gesialtungsbestimmungen des neuen
Grabfeldes nicht ontgegenstehen. Umbettungen von Leichen oderAschen aus einem Reihengrab in ein ande_
res Reihengrab des gleichen Friedhofes sind mitAusnahme der Fälle des Abs.2 nich{ zulässig.

1_

lV. Grabstätten

§ tl
Allgemeines

Folgende aden von Grabstätlen stehen zurVerliigung:

a) Pflegeleichte Reihengmbstaitten mit Namenslafelan einerStele (nur Friedhof Obeßcheden)
b) Wahlgrabstätten
c) Piegeleichte Wahlgrabstätten (mit Grabmal im Rasen)
dj Kinderwahlgrabstätlen für Kinder bis 5 Jahre
e) m€geleichte Umenreihengrabstätten mit Namenslafel an einer Stele
0 Urnenwahlgrabstätten
g) Pflegeleichte tlm€nwahlgrabstätten (mit Grabmal im Rasen).

Die Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofstägers. An ihnen werden nur öffentlich_rechtliche Nut
zungsrechte nach lvlaßgabe die§er Ordnung in der jeweils geltenden Fassung ve iehen. Ein Nutzungsrecht
kann jeweils nur erner einzelnen Person, nicht mehreren Personon zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte
Personen haben jede Anderung rhrer Anschrifl der Tnedhofsvetualtung milzuleilen.

Rechte an einer Wahlgrabstäte werden nur im Todesfalle verliehen. Die Fri€dhofsveMaltung kann Ausnah_
men zulassen. Ein Anspruch auf Vedeihung oder Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer G€bstätte
in bestimmter Lage sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nichl.

ln einer Grabslelle darf grundsätzlich nu.eine Leiche oderAsche bestattet werden.

Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes Kind oder zwei
gleichzeitig verslorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensiahr dÜrfen in einer Grabstelle bestatlet wer_

den,

Das Nutzungsrecht an einer bereits belegten Wahlgrabstelle kann auf Antrag für die zusätzliche Bestattung
von einer lJrne erweitert werden, wenn die bereits bestattete Person der Eh€gatle oder die Ehegattin oder
der Lebensparlner oder die Lebenspartnerin nach dem G€selz über die eingetragene Lebenspartnerschaft
oder ein naher Verwandler war.

Bei neu anzuleg€nden Grabstätten sollten die Grabstellen etwa folgende Größe haben:

a) für Särge

von Kindem:

von En/vachsenen:

b) für Umenwahlgrabstätten (2 Urnen):
für Umenwahlgrabstäitten (4 lJrnen)i

für piegeleichte Urnenwahlgmbstätteni

Für die bishengen Grabstätten gelten die übemommenen lvlasse. lm Einzelnen i§t der Gesialtungsplan tur
den jeweiligen Friedhof ma ßgebend.

7. Die l,tindesttiefe des Grabos beträgt von der Obe*ante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,S0 m,
von der Obe*anle Urne bis Erdoberfläche 0.50 m.
Die Gräber für Erdbestattungon müssen voneinander durch mindestens 0,30 m sta*e Erdwände getrennt
sein.

3.
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mil 1 Grabslelle:
mit 2 Grabslellen:

Länge: 1,50 m Breiter0,90 m

Länge:2,00 m Breite:0,90 m
Länge:2,00 m Breite:2,20 m

Länge:0,80 m Breite:0,80 m
Länge: 1,60 m Breite:0,80 m

Länge: 0,80 m Breite:0,80 m.

Ein Grab darf nur von Porsonen ausgehoben und zugellillt werden, die daf{lr von der Friedhofsverwaltung
bestimmt oder zugelassen sind.

Die nulzungsberechtigte Person muss Grabzub€hör (Gmbmal, Einfass!ng, Lampen, Vasen, Großgehölze
usw.), soweit erforderlich, vor der Beslattung auf ihre Kosten entfemen. Uberdas Erfordemis entscheidet die
Friedhofsverwaltung.

Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Abs- I nichl nach und muss beim Ausheben
des Grabes das Grabzubehörvon dem Fried hof§träger entfemt werden, sind die dadurch entstehenden Kos_

10.



1_

3.

2.

2.

3.

1.

4.

ten von der nutzungsberechligten Person dem Friedhofsfäger zu erstatien. Ein Anspruch auf WiedeF
velwendung herausgenommener Pfl anzen bestehl nichl,
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entfällt

§12a
m6gel6icht€ R€ihongräb6tätten mit Nam€nstefel an einer Stele

(nur auf dem Friedhof Obeßcheden)

Pflegeleichte Reihengrabsätten sifld Grabstätten für Erdbestattungon, die der Reihe nach €inzeln für die
Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nuuungsrecht kann nicht verlängert werden. ln einer pfegeleich-
ten Reihengrabstätte isl nureine Beisetzung zulässig.

Pflegleichte Reihengrabstätten erhalten eine Kennzeichnung des/der Verstorbenen mit Namen, Vomamen,
Geburtsjahr und Todesjahr des Verstoöenen auf einer Namenstafel, die an der Stele des Gräberfeldes an-
gebrachtwird-

Das Abdumen von Rasenreihengrabfeldem oder Teilen davon wird sechs l\,,lonate vor Ablauf der Ruhezeit
durch ein Hinweisschild aufdem betreffenden Gräberfeld bekannt gemacht.

Eine Bepflanzung und Blumenschmuck ist auf der Grabstelle nicht erlaubt. B umensträuße dürfen aus-
schließlich nur an der Stele des Gäberfeldes abgelegtwerden. Die Fläche wird mil Rasen eingesät und von
der Friedhofsvelwaltung gepiegt.

§ 13
Wahlgrabstaitten

Wahlgrabskitten sind Grabs6tten für Erdbestattung€n, die mil einer oder mehreren Grabste len v,ergeben
werden. Die Dauerdes NuEungsrechtes betägt 30 Jahre, vom Tage derVedeihung an gerechnet. Uber das
Nutzungsrecht ward eine Urkunde ausgestellt.

Das Nulzungsrecht kann mitAusnahme der Fälle nach § 3 Abs. 2 auf Antrag für die gesamte Wahlgrabstätte
um l0 Jahre verlängert weden. Die F edhofsveMaltung ist dglt vepflichtet, zur rechDeatigen Stellung ei
nes Vedängerungsantrages aufzufordem. Bei einer Bestattung i§ das Nulzungsrecht fÜr die gesamte Wahl
gmbstätte so zu vedängern, dass eine Nutzungszeitvon vollen 30 Jehren (Anzahl der für die Wahlg€bstätte
geltenden Ruhezeit (s- § 9)) besteht. Die Gebühren für die verlängerung richten sich nach derjeweiligen Ge-
bührenordnung.

ln einer Wahlqrabslätle dürfen die nulzungsberechtigte Person und folgende Anqehöriqe bestattet werden:

a) Ehegatte,
b) Lebenspartn€r/Lobenspartnerin nach dem Geselz über die eingetragene Lebenspartnerschaft,
c) Kinder, Stiefl{nder sowie deren Ehegatten,
d) Enkelin der Reihenfolge derBerechtigung ihrer Väleroder Mütler,
e) Eltern,
0 Geschwister,
g) Stiefgeschwister,
h) nicht unter a) bis g) fallende Eöen.

Grundsätzljch entscheidet die nutzungsbercchtjgte Person, wer von den bestattungsberechtigten Personen
bestattet wird. Kann nach dem Tode einer bestattungsberechligten Person die Enlscheidung der nutzungs-
berechtigten Person der FdedhofsveMaltung nicht rechEeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die
Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berechtigt, die Bestattung zuzulassen. Die Bestattung an-
derer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines Antrags der nutzungsberechtigten Person und der Ge-
nehmigung der F edhofsverwaltung.

Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeilen ihr Nulzungsrechl auf eine der in Abs. 3 a) bis h)
genannten Personen überlrageni zur Rechtswirksamkeit der Uberlragung sind schdfrliche ErLlärungen der
bisherigen und der neuen nuEungsberechtigten Person sowie die schrifrliche Genehmigung der Friedhofs-
velwaltung erfordedich.

Die nuizungsberechligte Person soll der FriedhofsveMaltung schrifrlich mitteilen, auf welchen ihrer bestal
tungsberechligten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übeEehen solt. Eine schdftliche Einver-
ständniserklärung der Rechlsnachfolgerin oder des Rechlsnachfolgers ist beizubdngen. Hat die nul
zungsberechtigle Person nicht beslimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll, so
geht das Nulzungsrecht an die nach Abs. 3 bestatlungsberechtigten Angehödgen in der dort genannten Re!
henfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen derjeweils ältesten Person
zu. Der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin hat der F edhofsveNaltung auf deren Verlangen
nachzuweisen, dass er neuer Nulzungsberechtigter oder sie neue Nutzungsberechtigte isl. lst der Recht§



nachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nularngsrecht zu behalten, so kann er
oder sie das Nutzungsrecht auf eine andere der in Abs. 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nichl
vorhanden ist, auf eine Peßon übertragen, die aufgrund ihres oder seines Nulzungsrechtes bestattungsbe-
rechtigt nach Abs. 3 geworden ist. Fürdie Ubertragung gilt Abs.4.

§l3a
Pfl 6g€leichto Wahlgrabstätten

(mit Grabmalim Rasen)

1. Pfl€geleichle Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbesiiattungen, die mit einer Grabstelle (Einzelgräbeo
vergeben werden. Die Dauerdes Nulzungsrechtes beträgt 30 Jahre, vom Tage der Vedeihung an gerechnet.
Uberdas Nutzungsrecht wird eine U*unde ausgeslellt.

2. Pflegeleichte Wahlgrabsätten müssen mit einem Grabmal gekennzeichnel werden. Das Grabmal muss min-
destens eine Kennzeichnung derder Verstorbenen mit Namen, Vomamen, Geburtsjahr und Todesiahr auf-

Liegende Grabmale (Namensplatten) müssen eine Größe von 0,50 m x 0,50 m haben. Die Namensplatte
muss mindestens 2 cm unterder Rasenfläch€ liogen.
Stehende Grabmalo müssen aufeinem Sockel aufgestellt werden, dereine Größ6 von 0,50 m x 0,50 m ha-
ben muss. Der Sockelmuss mindestens 2 cm untor der Raseniäche liegen, Um das stehende Grabmal
muss mindestens ein Absland von 0,10 m vorhanden sein, der als l\,4ähkante dienl. Die Höhe des Grabmals
darf0,60 m nicht überschreiien.
Die Flächen werden mit Rasen eingesät und von der FiedhofsveMaltung gepflegt.

3. Eine Bepianzung der Grabstelle sowie das Abstellen von Blumenschalen, Kerzen etc. auf der G€bstätte
sind nichterlaubt und werden von der FdedhofsveMaltung ausnahmslos entfernt.

4. Soweit sich nicht aus der Fiedhofsordnung anderes ergibt, gelten die gleichen Vorschriflen wie für Wahl
grabstätten.

u,""",.t'!,]J,"*,an""

entfällt

§14a
Pfl egeleicht6 Urnen16lh6ngrabstätten mil NamenstatuI an einer Stele

1. Pflegeleichte Urnenreihengrabstätten sind Grabstätten für Umenbestattungen, die der Reihe nach eanzeh für
die Dauerder Ruhezeit vergsben werden, Das Nulzungsrecht kann nicht verlängert werden.
ln einer pfl€geleichlen Umenreihengrabstätte ist nureine BeiseEung zulässig.

2. Pflegleichte Urnenreihengmbstätten erhalten eine Kennzeichnung des/der Verstorbenen mit Namen, Voma-
men, Geburtsjahr und Todesjahr des Verstorbenen aufeiner Namenstafol, die an der Stele des Gräberfeldes
angebracht wird.

3- Das Abräumen von pflegeloichten Urnenr€ih€ngrabfeld€m oder Teilen davon wird sechs l\,lonate vor Ablauf
der Ruhezeit durch ein Hinweisschild aufdem betreffenden Gräberfeld bekannt gemacht.

4- Eine Bepflanzung und Blumenschmuck auf der Grabste,le ist nicht erlaubt. Blumenstniuße dürfen aus-
schließlich nur an der Stele des Gäberfeldes abgelegt werden. Die Fläche wird mil Rasen eingesät und von
der F edhofsveMaltung gepflegt.

§ 15
t rnenwahlgrabstätton

1. Urnenwahlgrabstätten werden für die Dauer von 20 Jahren v€rgeben. ln einer lJrnenwahlgrabslätle für bis
zu zwei Urnen können bis zu zwei lJmen und in einer Umenwahlgrabstätte für bis zu vier U.nen können bis
zu vier Umen bestattet werden.

2. Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelton liir Umenwahlgrabstlitten auch die
Vorschrifl en f ür Wahlgrabstätten.

§15a
megeleichte Urnenwahlgrabstätten

(mit Grabmal im Rasen)

1. Pflegeleichte Umenwahlgrabstätlen werden fÜr die Dauer von 20 Jahen vergeben. ln einer pflegefreien
Urnenwahlgrabstätte können bis zu zwei Umen beigesetzt werden. Uber das Nutzungsrecht wird eine Be-
scheinigung ausgestellt.
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3.

Pflegeleichte Urnenwahlgrabstätten müssen mit einem Grabmal gekennzeichnet werden. Däs Grabmal muss
mindestens eine Kennzeichnung des/der Verstorbenen mit Namen, Vornamen, Gebudsjahr und Todesjahr

Liegende Grabmale (Namensplatlen) müssen eine G(jße von 0,50 m x 0,50 m habon. Oie Namensplatte
muss mindestens 2 cm unterder Rasenfläche liegen.
Stehende G.abmale müssen aufeinem Sockel aufgestellt werden, der eine Größe von 0,50 m x 0,50 m ha-
ben muss. Der Sockelmuss mindestens 2 cm unter der Rasenfläche lieg€n. Um das stehende Grabmal
muss mindestens ein Absland von 0,10 m vorhanden sein, der als l\Iähkante dient- Die Höhe des Grabmals
darf 0,60 m nicht überschreiten.
Die Flächen werden mit Rasen eingesät und von der Fdedhofsverwaltung gepiegl.

Soweat sich nicht aus der Fnedhofsordnung anderes ergibt, gelten die gleichen Vorschriften wie fiir Umen-
wahlgrabsüitlen.

2.

3.

§ 16
Rückgebe von Wahlgrabstätlen

1. Das Nulzungsrecht an unbeleglen Grabstätten kann jedetzeit, an teilbelegten Gmbstätien erst nach Ablauf
der lelzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstäitte zulässig.
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung-

Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf Gebührenerctatlung.

Die FriedhofsveMaltung kann mit den Nutzungsberechtagten übergroßer Wahlgmbstälten {Wahlgrabstätten
mit mehr als 3 Grabstellen) besondere schnftliche Vereinbarungen Über die künflige Nutzung abschließen.
Ein Anspruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nichl.

§17
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Vezeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt, wer an
welcherStelle bestattet ist und wann die Ru hezeit abläuft.

V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

§ 18
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und die Würde
des kirchlichen Fiedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamianlage gewahrtwkd.

2_

§19
Allgemeine Gestallungsvorschriften fürdie Errichtung yon Grabmalen und anderen Anlagen

Grabmale und andere Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie €ine Verunstaltung des Fiedhofes
bewirken oder Fdedhofsbesucher in ihrerAndacht stören können. Diese dürfen sich fernerin ihrer Gsstaltung
nicht gegen den chnsflichen Glauben richten. lm Übrigen gill § 18 enlsprechend. Werkslatlbezeichnungen
dürfen nurunlen an derSeite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger Weise angebracht werden.

Es dürfen nur Grabmale einschließlich anderer Anlagen enichtet werd6n, die nachweislich in der gesamten
Weßchöptungskette ohne ausbeuterische Ki.derarbeit im Sinne der ILo-Konvention 182 hergestellt sind.

Für die Erstellung, die Abnahmepnlfung und diejähriiche Prüfung der Grabmale und andererAnlagen gilt die
,,Technische Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal), herausgegeben durch die
Deulsche Naturstein Akademie e.V. (DENAK).

Grabmale und andere Anlagen sind dauemd in wüdigem und verkehrssichercm Zustand zu halten. Hi6rfÜr
sind die nuEung§berechtigten Personen verantworllich.

Erscheint die Stafldsicherheit von G€bmalen, anderen Anlagen oderTeilen davon gefährdet, sind die für die
lJnterhaltung verantlvortlichen nuizungsberechtigten Personen verpflichtet, unvezÜglich Abhilfe zu schaffen,
Bei cefahr im Verzug kann der Kirchenvorstand auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen Siche-
rungsmaßnahmen (2. B. Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zu-
stand trolz schriftlicher Aufforderung des Kirchenvorstandes nicht innerhalb einer fesEusetzenden angemes-
senen Frist beseitigt, ist der Kirchenvorstand berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen oder Teile davon auf
Koslen der nutzungsberechtigten Personen zu entfemen. Sind nulzungsberechtigie Personen nicht bekannt
oder ohne besonderen Aui/vand nicht zu e.mitteln, genügen als Auftorderung eine öffentliche Bekanntma-
chung und ein Hinweisschild aufden Grabstätten, das fiirdie Dauervon einem Monat aufgestellt wird-

5
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Vl. Anlage und Pflege der Grabstätten

§20
Allgem6in6s

Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach dor Belegung oder nach dem Erwerb des Nutzungs-
rechts angelegt sein. Sie dürfen nur mit Gewächsen bepfanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten
und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist aufden Grabsiätten nicht
gestattet-

Zur gätuerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nutzungsberechligten Personen verpflichtet. Die
Verpflichtung zur mege besteht bis zum Ablaufdes Nutsungsrechtes.

Die Friedhofsverwallung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder Bestattungen behindemde Hecken
und Sträucherzu beschneiden oderzu beseitigen. VeMelkte Blumen, Känze usw. sind von den Grabstätten
zu entfemen und fachgorecht zu entsorgen,

Die Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt allein der
Fri€dhofsverlvaltung.

Der Friedhofsträger ist nicht verpfachtet, zur Verhütung von Schäden, die durch fremde Personen und Tiere
hervoEerufen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§21
Grabpfl ege, Grabschmuck

Dis Verwendung von Pflanzenschulz- und Wildkrautbekämptungsmitteln sowie von biologisch nicht abbauba-
ren Reinigungsmitteln zurGrabpflege und Reinigung von Grabmalen und anderen Anlagen ist nicit gestattet.

Kunststoffe dürfen in sämtlichen Prcdukten der Trauemoristik, insbesondere in Kränzen, T€uergebinden,
Trauergestecken, in Grabschmuck und bel Grabeinfassungen sowie bei Pfanzenanzuchtbehältem, die an
der Pflanze verbleiben, nicht verwendetworden- Ausgenommen sind Grabvasen und l\,4arkierung§zeichen.

Die VeMendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o. ä. fiir die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht ge-
stattet.

Bei pflegeleichten Reihen- u. lJm€nr€ihongrabsEtten an der Stele ist es nur erlaubt, Blumenschmuck an der
Stele des Gräberfeldes abzulegen.

Bei piegeleichten Wahl- und Urnenwahlgrabstätten ist es nur edaubt, Blumenschmuck ohne Gefäß auf die
Namensplatt€ zu legen. Blumenschalen und sonsliger Grabschmuck sind nicht erlaubt und werden von der
Fdedhofsverwaltung ausnahmslos entfemt.

§22
Vernachlässigung

Wird eine Grabstätte nicht vorschriflsmäßig hergerichtet oder gepiegt, hat die nulzungsberechtigte Person
nach schrifllicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innehalb einer angemessenen Faist

in Ordnung zu bnngen. Kommt sie der Verpflichiung nicht nach, kann dae Friedhofsveflvaltung die Grabstätte
auf Kosten der nulzungsberechtigten Person in Ordnung bringen oder bdngen lassen. lst die nutzungsbe-
rechtigte Person der Veeflichtung aus Satz 1 nicht nacigekommen, kann die FriedhohveMaltung auch das
Nutzungsrecht ohne Entschädigung enlziehen, soweit sie die nutzungsbe.echtigte Person schriftlich unter
Frisßetzung hierauf hingewiesen hat. ln dem Entziehungsbescheid wird dje nutzungsberechtigte Person auf-
gefoded, das Grabmal und die anderen Anlagen innerhalb von drei L4onaten nach Unanfechtbarkeit des Be-
scheides zu entfemen.

lst die nuizungsberechtigle Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aui,vand zu ermitteln, wird
durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpllichtung zur Herrichlung und Pflege hingewieson. Au-
ßerdem wird die unbekannte nulzungsberechtigle Person durch ein Hinweisschild aul der Grabstätle aufge-
fordert, sich mit der FnedhofsveMaltung in Verbindung zu selzen. Bleibt die Aufford€rung oder der Hinweis
drei l\,4onate unbeachtet, kann die FriedhofsveMaltung

5.

4.

a) die Gmbslätte abräumen, einebnen und einsäen und
b) Grabmale und andere Anlagen beseiligen lassen.

3. 8ei ordnungswjddgem Grabschmuck gilt Abs. 1 S. 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder
asi die nutzungsberechligte Person nicht bekanntoder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die
Friedhofsveüaltung den Grabschmuck auf Kosten der nutzungsbsrechtigten Peßon entfernen oder entfer-
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Vll. Grabmale und andere Anlagen

§23
G6nshmigungserfordemis

Die Erichtung und Veränderung von Grabmalen und anderer Anlagen bedarf der vorherigen schrifrlichen
Genehmigung des Kirchenvorstandes. Der Antrag ist schriitlich in zweifacher Ausferligung durch die nul
zungsberechtigte Person oder ihren Bevollmächtigten zu stellen. Wenn der ProduktionsrBearbeitungsort des
Grabmals in Asien. Afrika oder Lateinamedka liegl, ist zudem de. Nachweis erforderlich, dass das Grabmal
in der gesamten Werlschöpfungskette ohne ausbeulerische Kinderarbeit im Sinne der ILo-Konvention 182
hergestellt wurde (s. § 20 Abs. 2). Für don Antrag ist das beim Kkchenvo.stand erhällliche Anlragsmuster zu

Eine Genehmigung ist nicht erford€rlich, wenn aul einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer
weiteren Bestattung lediglich der Name, die Berufsbezeichnung, das Gebuns- und Steöedatum der oderdes
Bestaltelen in gleicher Ausiühru ng wie die vofiandene Beschriftung ang€bmchtwerden soll.

Die nutzungsberechtigte Person oder eine von ihr bevollmächtigte Person hat dem Kirchenvorstand späles-
tens 6 Wochen nach Fedigstellung der Grabmalanlage eine Abnahmebescheinigung entsprechend den An-
forderungen der TA Grabmal vozulegen. Die Erstabnahmeprüfung ist von einem Steinmetzmeister, einer
sachkufldigen Person od6r einer Person mit gleichwerligsr Ausbildung durchzuliihren.

Aus der Dokumentation muss hervorgehen, dass die Grabmalanlage wie im Genehmigongsantrag angege-
ben, eftichtet woden ist. Erforderliche Abweichungen sind unler Angabe der neuen Abmessungen zu be-
grÜnden.

Die Errichtung, Aufstellung und Veränderung aller anderen Anlagen, Einfriedigungen (Steineinfassungen),
etc. bedarf ebenfalls der vorhe gen schriftlichen Genehmigung des Kirchenvorsiandes. Die Abs.1 und 2 gel-
ten entsprechend,

Entspricht die Ausftihrung eines erichteten oder veränderten Grabmals und anderer Anlagen nicht der ge-
nehmigten Zeichnung und ist sie nicht genehmigungsfähig, selzt der Kirchenvorsiand der nutzungsberechtig-
len Person eine angemessene Frist zu. Beseiligung oder Abänderung des Grabmals und anderer Anlagen.
Nach ergebnislosem Ablaufder Fist kann der Kirchenvoßiand die Abänderung oder Beseitigung auf Kosten
der nutzungsber€chtigten Person veranlassen. Bei nicht ordnungsmäßiger Gründung und Befesligung des
Grabmals und andererAnlagen gilt§ 20 Abs.5.

§24
Mäusoleon und gemauerte Grüfte

Soweit auf den Friodhöfen lvlausoleen oder gemauerte G fle bestehen, können sie im Rahmen der beste-
henden NuDungsrechte genulzt werden. Neubaulen sind tq[t mdqlich. h Übng6n g€llen § 19 Absätze 3
und 4 entsprechend.

Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen l\,{ausoleen oder gemauenen Grüften ist nur möglich,
wenn sich die nutzungsberechtigle Person im schrifrlichen Vertrag gegenüber dem Kirchenvorsland ver-
pflichtet, alle mit der lnstandsetzung und Untehaltung der l\,4ausoleen und Grüfre veöundsnsn Kosten und
die Ve*ehrssicherungspiicht zu übernehmen. Nach Beendigung des NLrlzungsrechts sind die l\,lausoleen
bzw- die gemaueften Gdfte von der n ulzungsberechtigten Person vollständig zu entfemen.

§25
Entfernung

1. Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf des Nu2ungsrechts nur mit vorheriger Zustimmung des
Kirchenvorstandes entfemt werden.

Nach Ablauf der Nutzungszeit hat die nutzungsberechtigte Person das G.abmal und die Graba.lage auf
seine Koslen zu entfernen. Soweii es sich um ein Grabmal nach § 26 handelt, bedarfdie Entfemung der Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung.

Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht innerhalb von dreiMonaten nach Ablaufdes
Nulzungsrcchles an einem Wahlgrab nach, kann die Friedhofsverwaltung die Abräumung auf Kosten der
nutzungsberechtigten Person veranlassen. Die enlstehenden Kosten sind von der nutzungsberechligten Per-
son zu zahlen. Ersatz für ein Grabmal und eine Graba.lage ist von der FriedhofsveMaltung nichl zu leisten.
Die Fnedhofsverwaltung istauch nicht zur Aufbewahrung abgeräumter Grabmale und Grabanlagen verpflich-
tet.

Die Verpflichtungen aus dieser voßtehenden Bestimmung erstrecken sich auch auf bei lnkrafrtreten dieses
AbsaEes bereits voftandenen Grabmalen und sonsiigen Anlagen.



§26
Kün6tledsch odor hlstorisch wertvolle Grabmale

Künstledsch oderhistorisch wertvolle Grabmale werden nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten.

Vlll. Leichenräume und Trauerfeiern

§27
Loichenhalle/Leichenkammer

1. Die Leichenhalle/Leichenkammer dient zur AuInah me von Leichen bis zurBestattung.

2. Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofem keine Bedenken beslehen, in der Leichenhalle/Leichen-
kammer von einem Beauftraglen des Kirchenvorstandes geöffnet werden. Särge sollen späteslens 1/2 Stun-
de vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden,

3. Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem lnfeklions-
schutzgeselz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem
genannten Zeilpunkt bestanden hat, wird nach l\,löglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg
darfnurmil schfifllicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde geöffnet worden.

§28
Bsnutzung der Friedholskap€lle Obeßchsdon und der Ev.luth. St.-Markuskircho Sch6d6n

1. Fürdie Trauerfeier steht die Frledhofskapelle Oberschedon zur Verhigung.

2. Für verstoöen€ lt4ilglieder der Ev.Juth. Xirchengem€ind6 Scheden-Dankelshausen oder für verstorbene
Personen, die zum zeitpunkt ihres Todes l\,lilglieder einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in
Deutschland e.V, angehörenden Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften waren, steht nir di6 Trauerfeier
auch dieEv.-luth. St.-Markuskirche Scheden zurVerfügung.

3- Die Trauerfeier muss derWürde des Ortes entsprechen.

4. Die Aulbahrung des Sarges kann versagt worden, wenn die ver§orbene Person im Zeitpunkt des Todes an
einer nach dem lnfektionsschulzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der Verdacht einer
solchen Krankheil zu dem genannten Zeitpunkt beslanden hät oder wenn Bedenken wegen des Zuslandes
der Leiche bestehen.

§28a
Beßutzung der Fri6dhotskapelle Niederscheden

Die Friedhofskapelle Niederscheden befrndet sich in Trägerschaftdes Veßchönerungsvereins zur Pflege des
Friedhofs Niederscheden e-V. Dis Nulzungsbedingungen sind gesondert geregelt.

lx. Haftung und Gebühren

§29
Haftung

1. Nutzungsberechtigte Personen haflen für alle Schäden, die von ihnen oder in ihrem Auftrage errichteten
Grabmalen, und andere Anlagen entstehen.

2. Der Kirchenvorstand ist nichl verpflichtet, zur Verhülung von Schäden, die durch fremde Personon und Tiere
hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§30
Gebühren

1. Für die Benutzung der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind Gebühren nach d-"r ieweils geitenden Fried-
hofsgebührenordnung zu entrichten.

2. Soweit Gebühren nichi, nicht vollständig und/oder nicht fristgerecht gezahlt werden, werden verzugszinsen
in Höhe von 5 v. H. überdem jeweiligen Basiszinssatz gem. § 247 Abs. 1 BGB lällig.



X, Ubsrgangs- und Schlussvorschriften

§31
lnkrafttreten, Auß6rkrafttr6ton

Diese Ordnung tdtl nach der kirchenaufsichllichen Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-

machung in Krait.

Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 21.04.2010 außer Krafl.

Scheden. den 3. Nov€mber 2020

Ev.-luth. Kirchengemeinde Scheden-Dankelshausen

Göttinqen, den

1.

vene Er

Knchenvorsland der Ev. lulh. K'rhenqemende sched€n
Ev. lurh. Knchenkeisaml Götlingen-Mü.den, ll.l
Ländkeß Gönngen (vedtrenrlchunq m Amrsbrar)

Die vorslehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 1 Salz 1 Nr. 6 i. V. nr. Abs. 2 der Kirchenge_
meindeordnung (KGO) in der Fassung vom 28. April 2006 und § 2 Abs. 1 Zlffer 3.2 der Ordnung zur Ubedragung
von Genehmigungsbefugnissen des Kirchenkrelsvorstandos des Ev.-luth. Kirchenkreises Münden auf das Kir_

chenkreisamt Göttingen-Münden vom 08.11.2006 kirchenaufsichtlich gen€hmigt.

Sämtgemende Dransreld (Bekan nlm achung , m M ter ungsb at der Gem€ nde ln veG nfachler Form)

4._
llt*fr l-ir-

h r.henvößreherft'

Ev.-luth. Kirchenkreis Göttingen
Der


